
 
Dringlicher Antrag  
der Fraktion der CDU und der FDP 
betreffend Erweiterung zu dem Antrag  
der Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
betreffend Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 
Drucksache 18/1790 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n : 
 
1. Der Untersuchungsauftrag wird wie folgt erweitert: 
 
 Der Untersuchungsausschuss hat den Auftrag zu klären, warum die vier 

ehemals beim Finanzamt Frankfurt V tätigen Steuerbeamten Rudolf S., 
Marco W., Tina F. und Heiko F. aufgrund ihres dienstlichen oder au-
ßerdienstlichen Verhaltens sowie aus gesundheitlichen Gründen in den 
Ruhestand versetzt wurden. Dabei ist weiter zu berücksichtigen, seit 
wann und in welcher Form die Inruhestandsversetzung der vier Steuerbe-
amten und ihre Ursachen bereits Gegenstand von parlamentarischen Ini-
tiativen im Hessischen Landtag und von Sitzungen des Landtages und 
seiner Ausschüsse war. Aufzuklären ist auch, ob, mit welchem Hinter-
grund und mit welchem Ergebnis von dritter Seite, insbesondere auch 
von Abgeordneten des Hessischen Landtages, Gespräche mit den vier 
Steuerbeamten im Zusammenhang mit der Inruhestandsversetzung und 
der Ergreifung etwaiger Rechtsmittel geführt wurden. 

 
Es soll insbesondere aufgeklärt werden: 
 
- ob es zutrifft, dass die vier Steuerbeamten bis zur Organisationsreform 

zum 1. Januar 2004 (NEOFÄ I) keine signifikanten Krankheitsausfälle 
hatten, weder vor dem 30. August 2001, noch danach, aber seit der Or-
ganisationsreform die vier Steuerbeamten bis zu 100 Krankheitstagen pro 
Jahr aufwiesen; 

 
- ob die Dienstunfähigkeit von den vier Steuerfahndern gezielt betrieben 

wurde; 
 
- welche Erkenntnisse aus dem im Rahmen des Petitionsverfahren des 

Herrn Rudolf S. im Hessischen Landtag (Petitions-Nr. 03204/16 und 
2482/16) am 3. November 2005 erstellten Bericht der Oberfinanzdirekti-
on gewonnen werden können; 

 
- ob die den vier Steuerbeamten zustehenden Ruhestandsgehälter wegen 

anderweitiger Einkommen und für diesen Fall in welcher Höhe gekürzt 
oder ausgesetzt wurden; 

 
- wie die Vorgehensweise der vier Steuerbeamten von Mitgliedern der 

Personalvertretung und der Interessenvertretung der Steuerfahnder insbe-
sondere während des Inruhestandsversetzungsverfahrens bewertet wurde 
und wird und welche Auswirkungen diese Vorgehensweise auf das Be-
triebsklima in der Finanzverwaltung hat; 

 
- warum die vier Steuerbeamten keine Rechtsmittel gegen die Inru-

hestandsversetzung eingelegt haben; 

Eingegangen am 27. Januar 2010   ·   Eilausfertigung am 28. Januar 2010   ·   Ausgegeben am 29. Januar 2010 

Druck und Auslieferung: Kanzlei des Hessischen Landtags   ·   Postfach 3240   ·   65022 Wiesbaden  

Drucksache 18/1833  

 

 27. 01. 2010 
Zur Behandlung im Plenum 

vorgesehen 
 

18. Wahlperiode 

HESSISCHER LANDTAG 



2 Hessischer Landtag   ·   18. Wahlperiode   ·   Drucksache 18/1833  

 

 
- warum die vier Steuerbeamten das Reaktivierungsangebot der Finanz-

verwaltung nicht angenommen haben; 
 
- ob eine Reaktivierung auch gegen den bis zur Einsetzung des Untersu-

chungsausschusses 18/1 erklärten Willen der vier Steuerbeamten geboten 
ist; 

 
- inwieweit im Vorfeld des Untersuchungsausschusses 18/1 zur Ermögli-

chung dieses Untersuchungsausschusses Kontakt der vier Steuerbeamten 
zu Abgeordneten des Hessischen Landtages bestand. 

 
2. Die Haushaltsmittel für die Durchführung dieses Untersuchungsausschus-

ses werden auf Antrag des Landtags durch die Landesregierung bereitge-
stellt. 

 
Wiesbaden, 26. Januar 2010 
 
Für die Fraktion der CDU Für die Fraktion der FDP 
Der Fraktionsvorsitzende: Der Fraktionsvorsitzende: 
Dr. Wagner (Lahntal) Rentsch 
 
 
 






